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7. Wahlperiode 

12 . 03 . 75 


Unterrichtung 

durch das Europäische Pariament 


Entschiießung zu einer Gemeinschaftsregeiung für das Ferniehrwesen 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

auf Grund von Artikel 57 des EWG- Vertrags, 

auf Grund seiner früheren Stellungnahmen zu Fragen der Bil- 
dung und der Berufsausbildung ^), 

in Kenntnis des Berichts des Jugend- und Kulturausschusses 

{Dok. 416/74) - 

1. ist davon überzeugt, daß das Ferniehrwesen der Kontrolle 
der staatlichen Behörden in der Gemeinschaft unterstellt 
werden muß und daß diese Kontrolle am besten durch eine 
gesetzliche Regelung sichergestellt werden kann, 

2. fordert die Kommission auf, dem Rat einen Richtlinienvor- 
schlag zu unterbreiten mit dem Ziel 

— die Gesetzgebungen der Mitgliedstaaten, die schon über 
eine Gesetzgebung verfügen, auf der Basis von gemein- 
samen Grundsätzen anzunähern; 

— die Mitgliedstaaten, die noch keine Gesetzgebung besit- 
zen, zu veranlassen, ein auf den genannten gemeinsamen 
Grundsätzen basierendes Gesetz zu erlassen; 

3. ist der Meinung, daß folgende gemeinsame Grundsätze in 
jeder Gesetzgebung enthalten sein müssen: 

— Prüfung aller Kurse von Amts wegen und Zuerkennung 
des staatlichen Gütesiegels, 

— entsprechende Ausbildung und Eignung des pädagogi- 
schen Personals, 

— Vertreterverbot, 

— Schülerschutz (insbesondere, was die Bestimmungen über 
Zahlungen, vertragliche Verpflichtungen, Übertragung 
der Forderungen, Rücktritt usw. betrifft) ; 

1) Entschließung über die Jugend- und Bildungspolitik im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaften (Dok. 232/71) 

Entschließung über die Informationspolitik der Europäischen Gemeinschaf- 
ten (Dok. 246/71) 


Drucjk; Thenöe Druc^ KG, 53 Bonn, Tel.; (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger. 53 Bonn-Bad Godesberg 1. 
Postfach 821. Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/3346 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


4. ersucht die Kommission, den genannten Richtlinienvorschlag 
innerhalb einer Frist von sechs Monaten auszuarbeiten und 
dem Rat vorzulegen; 

5. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und den 
Ausschußbericht dem Rat und der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften sowie zur Information den Regierun- 
gen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments vom 4. März 1975 - 00191021. 



